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Gegenstand der Untersuchung 
 

Die Abtretung von Geschäftsanteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat gemäß 
§ 76 Abs 2 GmbHG in Form eines Notariatsakts zu erfolgen. Das Vorgehen, welches zur Erstellung eines 
Notariatsakts und somit einer öffentlichen Urkunde notwendig ist, wird durch die Notariatsordnung 
vorgegeben. 

Die Nichtbeachtung dieser Regelungen führt in den meisten Fällen zur Nichtigkeit der Anteilsabtretung. 
Dies hat immer wieder dazu geführt, dass Urteile des OGH zu diesem Thema weitreichende Folgen haben. 
Das liegt daran, dass es einerseits in der Regel um hohe Beträge geht und andererseits die Verjährungsfrist 
bei 30 Jahren liegt. Somit wird teilweise nach fünf, zehn oder mehr Jahren versucht, Rechtsgeschäfte durch 
eine behauptete Formungültigkeit rückabzuwickeln. 

Die Notariatsaktpflicht hat viele Facetten, Details und potentielle konkrete Ausprägungen/Fälle, welche zu 
beachten sind. Dies ist aus der vorläufigen Gliederung unten ersichtlich. 

 

Aktueller Forschungsstand 
 

In regelmäßigen Abständen entscheidet der OGH zu weiteren Fallkonstellationen bzgl der Formpflicht bei 
Anteilsabtretungen. Insgesamt unterlag der § 76 Abs 2 GmbHG über die Jahre einer Rechtsfortbildung 
durch die Judikative, wobei manche Entscheidungen, obwohl zumeist nachvollziehbar, nicht immer im 
eigentlichen Wortlaut des leg cit Deckung finde. 

Die Sinnhaftigkeit dieser Formvorschrift wird in regelmäßigen Abständen wieder hinterfragt. Dies umso 
mehr als derzeit bereits einfache Gründungsmöglichkeiten einer GmbH sowie Privilegierungen hinsichtlich 
der Einbringung von Eigenkapital bestehen (§§ 9a, 10b GmbHG) und gerade in Zeiten von Covid-19 auch 
Erleichterungen hinsichtlich physisch abgehaltener Gesellschafterversammlungen. Diese Entwicklungen 
sind mE nur unvermeidbare Vorwegnahmen der Weiterentwicklung unserer digitalisierten Gesellschaft. 

 

Methoden und Ziel der Untersuchung 
 

Ziel der Dissertation ist die umfassende Untersuchung und Analyse sämtlicher relevanter Aspekte der 
Formpflicht der Anteilsabtretung von GmbH Geschäftsanteilen. Dies erfolgt durch die Aufarbeitung von 
Literatur (Zeitschriften, Lehrbücher und Kommentare) und Judikatur. Zur Rechtsprechung ist anzumerken, 
dass leider kaum Urteile der Oberlandesgerichte verfügbar sind und nur (vergleichsweise) wenige Fälle 
tatsächlich dem OGH vorgelegt werden. 

Es wird untersucht werden, was die Formpflicht ausmacht, wie weit diese reicht und welche Konsequenzen 
eine Verletzung der Formpflicht nach sich zieht. Ergänzt wird die Betrachtung durch eine, für die Praxis 
relevante, Untersuchung der möglichen Klagsführung (zB materiell-rechtliche Feststellungsklage, 
notwendige Streitgenossenschaft, § 292 ZPO) und Rückabwicklungsansprüche. 



Ein spezielles Augenmerk soll auf konkrete Fragestellungen der Formpflicht gelegt werden, die bis dato 
noch nicht im Detail ausjudiziert sind. Beispiele dafür sind die Nichtigkeitsgründe des § 68 Abs 1 NO, die 
Prüfung nach §§ 52, 54 NO, die Frage, ob und wie verlesen werden muss und wie die Überprüfung von 
Bevollmächtigungen (Organe, Prokuristen) vorgesehen ist 

Zuletzt soll eine kurze Empfehlung zur Beibehaltung bzw Abschaffung der Formpflicht im Licht der in der 
herrschenden Lehre und Rechtsprechung herausgearbeiteten Zwecke der Notariatsaktpflicht von 
Anteilsabtretungen erarbeitet werden. 

 

Vorläufige Gliederung / vorläufiges Inhaltsverzeichnis 
 

Die nachfolgende vorläufige Gliederung und die in Klammern dargestellten Inhalte stellen die 
unterschiedlichen zu untersuchenden Aspekte dar. 

 

Einleitung 

 Genereller Hintergrund von Formvorschriften (zB Übervorteilungs- und Übereilungsschutz) 

 Kurzer Abriss Arten der Form (insbesondere Beurkundung, Notariatsakt, Solennisierung) 

Einleitung zur Notariatsaktpflicht 

 (welche Rechtsgeschäfte bedürfen dieser Form, zB Notariatsaktsgesetz) 

Die Formpflicht gemäß § 76 Abs 2 GmbHG 

 Entstehung der Regelung 

 Erläuternde Bemerkungen bei der Gesetzgebung 

Zweck der Formpflicht nach hL und Judikatur 

Immobilisierung der Geschäftsanteile (im Unterschied zur Aktiengesellschaft, Ausdruck der grds 
erhöhten Einflussmöglichkeit der Gesellschafter in der GmbH – personalistische Ausgestaltung, 
Selbstzweck oder Instrument für den Schutz des Erwerbers?) 

 Schutz des Erwerbers 

Publizität der Gesellschafterstellung/Klarstellungsfunktion (sichere Feststellung der Identität der 
jeweiligen Gesellschafter) 

Belehrungszweck 

Was bedeutet Formpflicht 

 Relevante Regelungen der Notariatsordnung 

  Ausschlussgründe in der Person des Notars 

  § 52 Belehrung über Sinn und Folgen 



  § 53 Vermeidung von dunklen oder zweideutigen Bestimmungen 

  § 54 Solennisierung (führt §§ 52f auch zur Ungültigkeit) 

  § 55 ff Identitätsfeststellung und Aktszeugen 

  § 59 ff Blinde und Taube sowie Fremdsprachige 

§§ 66, 68 Verlust der Kraft der öffentlichen Urkunde (bzw kein Verlust nach 
§ 68 Abs 2 NO) 

Reichweite der Formpflicht 

 Formpflichtige Vertragsbestandteile (Essentialia negotii, Nebenabreden) 

Treuhand 

 Aufgriffs-, Vorkaufs- und Optionsrechte (Vorverträge, Syndikatsverträge) 

 Trennung von Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft 

 Aufschiebende bzw auflösende Bedingungen 

 Gesellschafterausschluss 

 Unterbeteiligung 

 Fruchtgenussrecht 

 Nachfolge im Ablebensfall 

 Vollmacht 

 (Verschiebung im Konzern) 

 (Verschmelzung/Spaltung) 

Internationale Bedeutung 

 Durchführung im Ausland (ausländische Beurkundungsform) 

 Nach welchem Recht ist zu beurteilen, ob Formpflicht vorliegt (IPR – Personalstatut) 

Heilung von Formmängeln 

 Nur Verpflichtungsgeschäft formungültig 

 Nur Verfügungsgeschäft formungültig 

 Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft formungültig 

 § 1432 ABGB (beidseitige Erfüllung) 

Konsequenzen der Formungültigkeit 

 Nichtigkeit 



Rückabwicklung nach § 1431 ABGB (Höhe des Bereicherungsanspruchs, Fruchtgenuss, § 1479 
ABGB 30 Jahre) 

Prozessuales Vorgehen 

 Leistungsklage vs Feststellungsklage 

Materiell-rechtliche Feststellungsklage (Anzahl der Klagsgegner: Käufer, Notar, Notarsubstitut - 
Nebenintervention) 

Kurzer rechtspolitischer Ausblick zur Beibehaltung oder Abschaffung der Formpflicht (Abschaffung und 
durch Unterschriftsbeglaubigung ersetzen mit Begründung (zb Aufweichung der Notariatsaktpflicht bei 
Gründung, KP muss nicht zwingend eindeutig im Abtretungsvertrag definiert sein, ggf ausreichend nur 
das Verpflichtungs- bzw Verfügungsgeschäft vorzulesen / wobei dies im Widerspruch zur Formpflicht der 
NO steht) 

 

Vorläufiger Zeit- und Arbeitsplan 
 

Im Jahr 2021 erledigt: 

 Aufbereitung des Themas und Ausarbeitung des Exposés 
 Immatrikulation und administrative Schritte 
 Einarbeiten in CITAVI als Werkzeug 
 Recherche 
 Abstimmungsgespräch mit dem Doktorvater 

 

Wintersemester 2021/2022 

 Fakultätsöffentliche Präsentation des Dissertationsvorhabens im Rahmen eines Seminars 
 Recherche 
 Je nach Bedarf und Möglichkeit: Abstimmungsgespräche mit dem Doktorvater 
 Methodenseminar 

 

Sommersemester 2022 

 Ergänzende Recherchen 
 Arbeiten an erstem Entwurf der Arbeit 
 Je nach Bedarf und Möglichkeit: Abstimmungsgespräche mit dem Doktorvater 
 Besuch von vorgeschriebenen Seminaren 

 

Wintersemester 2022/2023, Sommersemester 2023 

 Überarbeiten des ersten Entwurfs der Dissertation 



 Arbeiten an der endgültigen Fassung der Dissertation  
 Finale Abstimmung mit dem Doktorvater bzgl finaler Version der Dissertation 
 Finalisierung und Abgabe der endgültigen Fassung der Dissertation 
 Falls noch notwendig: Besuch von vorgeschriebenen Seminaren 
 Defensio Dissertationis 

 

Geplanter Abschluss des Dissertationsvorhabens: Ende Juni 2023 
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